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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

DBA Doppelbesteuerungsabkommen

WTO Welthandelsorganisation

FK-NR Finanzkommission des Nationalrats

SGK-NR Kommission fiur soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

EU Europaische Union

EWR Europaischer Wirtschaftsraum

AIA Automatischer Informationsaustausch

StHG Bundesgesetz Uber die Harmonisierung der direkten Steuern der
Kantone und Gemeinden

ESTV Eidgendssische Steuerverwaltung

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

StADG Bundesgesetz Uber die Durchfliihrung von internationalen Abkommen im
Steuerbereich

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CDI Convention de double imposition

OMC Organisation mondiale du commerce

CdF-CN Commission des finances du Conseil national

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

UE Union européenne

EEE I'Espace économique européen

EAR Echange automatique de renseignements

LHID Loi fédérale sur I'harmonisation des impots directs des cantons et des
communes

AFC Administration fédérale des contributions

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

LECF Loi fédérale relative & I'exécution des conventions internationales dans

le domaine fiscal

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.24



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 06.12.2018
AUDREY BOVEY

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 06.12.2018
AUDREY BOVEY

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 02.03.2020
AMANDO AMMANN

Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le 6 décembre 2018, le Conseil national s'est a son tour exprimé en faveur de la
convention contre les doubles impositions signée entre la Suisse et la Zambie (87 voix
pour, 43 contre et 43 abstentions). Céline Amaudruz (udc, GE) avait au préalable fait
savoir que les représentantes et représentants du groupe parlementaire de I'Union
démocratique du centre avaient I'intention de s'abstenir ou de refuser I'accord soumis
au vote, craignant notamment que ce dernier n'ouvre la porte a des demandes
groupées ou «fishing expeditions». Dans les faits, le groupe UDC a finalement voté en
majorité contre le projet du Conseil fédéral (43 voix contre, 8 pour et 1 abstention a
I'occasion du vote sur I'ensemble, 67 voix contre lors du vote final).

La convention a en définitive été adoptée par chacune des deux chambres fédérales a
I'occasion du vote final du 14 décembre 2018."

Le 6 décembre 2018, le Conseil national s'est & son tour exprimé en faveur du
protocole modifiant la convention contre les doubles impositions entre la Suisse et
I"'Equateur (130 voix pour, 48 contre et 8 abstentions). Céline Amaudruz (udc, GE) avait
au préalable fait savoir que les représentants du groupe parlementaire de I'Union
démocratique du centre avaient I'intention de s'abstenir ou de refuser I'accord soumis
au vote, craignant notamment que ce dernier n'ouvre la porte a des demandes
groupées d'informations («fishing expeditions» ou «péche aux données»).

La convention a en définitive été adoptée par chacune des deux chambres fédérales a
I'occasion du vote final du 14 décembre 2018. 2

Nachdem die Sistierung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Saudi-Arabien Ende
2019 aufgehoben worden war, hatte die WAK-NR das inhaltlich unbestrittene
Abkommen dem Nationalrat zur Annahme empfohlen.

Kommissionssprecher Lischer (fdp, GE) betonte die wichtige diplomatische Rolle der
Schweiz in der Vermittlung zwischen Saudi-Arabien, Iran und den USA und pléadierte fur
die Starkung dieser Bindung. Auch wenn der Mord an Kashoggi «abstossend» sei, so
koénne die Schweiz derartige Staaten nur durch die Fortsetzung bilateraler Beziehungen
far Themen wie Menschenrechte sensibilisieren, nicht durch das «Abbrechen von
Briicken». Nach dem Abschluss eines Freihandelsabkommens und der Einflhrung des
AIA zwischen den beiden Landern, sei es zudem naheliegend gewesen, ein DBA
auszuhandeln. Eine Minderheit Pardini (sp, BE) beantragte das Eintreten und die
sofortige Rickweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, eine Strategie fir den
Umgang mit Saudi-Arabien vorzulegen. Jacqueline Badran (sp, ZH) stellte gar die
Neutralitdt der Schweiz in Frage, wenn diese mit Landern, welche «systematisch
Menschenrechte mit Fissen treten», wirtschaftliche Kooperationen eingehe. Auch
Céline Amaudruz (svp, GE) sprach sich im Namen ihrer Fraktion gegen das Abkommen
aus, da die Schweiz in der Regel mehr Informationen ans Ausland liefere als umgekehrt
und der Informationsaustausch eine Verletzung der finanziellen Privatsphéare der
betroffenen Institutionen darstelle.

Die meisten Ratsmitglieder gaben sich jedoch mit dem bundesratlichen Bericht zur
Beziehung mit Saudi-Arabien zufrieden und legten dem Abkommen keine Steine in den
Weg. Mit 120 zu 66 Stimmen (bei O Enthaltungen) beschloss der Nationalrat, auf die
Vorlage einzutreten, und verzichtete auf die geforderte Rickweisung. Nicht ganz so
eindeutig prasentierte sich die Situation bei der Schlussabstimmung, bei der das DBA
mit einer deutlichen Mehrheit von 119 zu 71 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt
wurde. Grund fur das Uberraschende Resultat sei ein Fauxpas der SVP-Fraktion
gewesen, bei der eine Mehrheit «den falschen Knopf gedrickt» habe, wie Thomas
Matter (svp, ZH) in seinem Ordnungsantrag zur Abstimmungswiederholung erklérte.
Dieser Sinneswandel stand im Widerspruch zur Stellungnahme von Nationalratin
Amaudruz wahrend der Debatte. Dem Ordnungsantrag wurde stattgegeben, was die SVP
nutzte, um dem Abkommen bei 111 zu 78 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) zur Annahme zu
verhelfen. *
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In der Sommersession 2021 beschéftigte sich die grosse Kammer als Zweitrat mit dem
Bundesgesetz iiber die Durchfiihrung von internationalen Abkommen im
Steuerbereich (StADG), das im Rat grundsatzlich unbestritten war. Der Bundesrat sah
eine Totalrevision des Bundesgesetzes Uber die Durchfiihrung von zwischenstaatlichen
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung vor, welches noch aus dem Jahr
1951 datiert und fur veraltet befunden wurde. Die WAK-NR hatte das Geschéaft im
Vorfeld der Session zur Annahme empfohlen und war den Beschllissen des Standerats
weitgehend gefolgt. Kommissionssprecherin  Amaudruz (svp, GE) erklarte, die
Kommission habe nur eine kleine Anderung hinsichtlich der Ausgleichszahlungen bei
der Verrechnungssteuer vorgenommen. Zudem seien zwei Minderheitsantrage Aeschi
(svp, ZG) eingereicht worden. Minderheitssprecher Aeschi forderte in diesen eine
Abschwachung der Strafbestimmungen in zweierlei Hinsicht. Einerseits verlangte er die
Streichung des Tatbestands der Fahrlassigkeit, sodass nur vorséatzlich ungerechtfertigte
Ruckerstattungen der Verrechnungssteuer bestraft werden konnten, andererseits
wollte er die Busse auf maximal CHF 30'000 beschranken, wahrend im Gesetzestext
eine Busse bis zum «Dreifachen des unrechtmassigen Vorteils» vorgesehen war. Da sich
jedoch alle Fraktionen mit Ausnahme der SVP ausdracklich fur die
Kommissionsmehrheit und gegen die Minderheitsantrage ausgesprochen hatten,
schienen diese Anliegen wenig aussichtsreich.

Bundesrat Maurer stellte erfreut fest, dass zwischen Parlament und Bundesrat keine
Differenzen bestinden. Der Gesamtbundesrat akzeptiere die «sprachliche
Prazisierung» der Kommissionsmehrheit. Maurer bat die grosse Kammer, die
Minderheitsantréage von Nationalrat Aeschi abzulehnen, weil man sonst im vorliegenden
Gesetz eine andere Strafbestimmung schaffen wurde als im Verrechnungssteuergesetz.
Zudem wuirde man auslandische Straftater gegeniber inldndischen bevorzugen. Die
Minderheitsantrége wurden mit 139 zu 49 beziehungsweise 140 zu 49 Stimmen klar
abgelehnt. Der Gesetzesentwurf als Ganzes wurde einstimmig angenommen und ging
aufgrund der vorgenommenen Prazisierung des Gesetzestexts zur Differenzbereinigung
zuriick an den Standerat. *

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Wettbewerbsfahigkeit

Wertpapiere werden zum Verkehrswert versteuert, so legt es das StHG fest - nicht
einheitlich geregelt war jedoch bis 2008, wie der Verkehrswert von Wertpapieren
berechnet wird. Uber die Schweizerische Steuerkonferenz legten die
Steuerverwaltungen 2008 eine Berechnungsmethode fur alle nicht kotierten
Unternehmen fest. SVP-Nationalratin Céline Amaudruz (GE) stérte sich im Dezember
2021 jedoch an dieser Regelung und spezifisch daran, dass bei einem Verkauf von nicht
kotierten Wertpapieren der Kaufpreis als Verkehrswert gilt. Dies sei insbesondere dann
problematisch, wenn die Gewinne eines Unternehmens nach dem Verkauf der
Wertpapiere sinken - in diesem Fall wirden Aktionérinnen und Aktionére von kleinen
Unternehmen fur Vermodgen besteuert, das sie nicht héatten, kritisierte Amaudruz die
Praxis. Neu soll der Verkehrswert fiir diese Félle deshalb dem Buchwert des
Unternehmens  entsprechen, forderte die Initiantin. Damit  soll  die
Wettbewerbsfahigkeit der Schweiz gewéahrleistet werden. Die vorberatende WAK-NR
war hingegen der Ansicht, dass eine solche Anpassung der Berechnungsmethode die
tatsachlichen Vermégenswerte verzerrt abbilden wirde und es zur Unterbesteuerung
und zu Mindereinnahmen fur die Kantone kdme, legte Kommissionssprecher Samuel
Bendahan (sp, VD) dar. Die Kommissionsmehrheit sehe in diesem Bereich zwar
ebenfalls Handlungsbedarf, wolle vor der Planung eines eigenen Vorstosses aber erst
betroffene Kreise anhoéren. Eine Kommissionsminderheit Aeschi (svp, ZG) stellte sich
hinter die Argumentation der Initiantin und beantragte, der Initiative Folge zu geben.
Der Nationalrat sprach sich in der Frihjahrssession 2023 mit 132 zu 58 Stimmen bei 2
Enthaltungen schliesslich gegen Folgegeben aus. °
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Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Herbstsession 2020 behandelte der Nationalrat das Bundesgesetz iiber
elektronische Verfahren im Steuerbereich. Die SGK-NR hatte in ihrer Vorberatung zwei
weitreichende Anderungen der Vorlage vorgenommen: Hatte der Bundesrat die
elektronische Durchfiihrung von Steuerverfahren unter anderem bei der direkten
Bundessteuer noch als Moglichkeit formuliert, wollte die Kommission die Kantone zur
EinfUhrung einer solchen Moglichkeit verpflichten. Dies stellte denn auch den Grund far
den Nichteintretensantrag Amaudruz (svp, GE) dar: Es sei nicht richtig, Digitalisierung
zu erzwingen; die Steuerzahlenden sowie die Kantone missten die Wahlfreiheit haben,
betonte die Minderheitensprecherin. Bundesrat Maurer warb fur die bundesratliche
Kann-Formulierung: Der Bundesrat nehme regelmassig an der
Finanzdirektorenkonferenz statt und tausche sich mit der Konferenz der kantonalen
Steuerdirektoren aus, er werde also die Kantone nicht gegen ihren Willen zu der
entsprechenden Umsetzung verpflichten. Sowohl in der Eintretensabstimmung (148 zu
45 Stimmen) als auch in der Detailabstimmung (139 zu 54 Stimmen) stellte sich der Rat
gegen die SVP-Fraktion und hinter die Formulierung der Kommission.

Wahrend der bundesratliche Vorschlag der Kommission in diesem ersten Punkt nicht
weit genug ging, ging er ihr in einem weiteren Punkt hingegen zu weit, namlich in der
Frage, ob der Bundesrat die elektronische Durchfihrung von Verfahren, die in seiner
Zustandigkeit liegen - also bei der Mehrwertsteuer, der Stempelabgabe, beim AlA, der
Amtshilfe und der Verrechnungssteuer -, vorschreiben kénnen solle. Diese Kompetenz
wollte die Kommission aus der Vorlage streichen, was bei einer Minderheit Rytz (gp, BE)
auf Widerstand stiess. Man solle hier nicht die Mdglichkeit schaffen, dass sich einzelne
Unternehmen der elektronischen Durchflihrung entziehen koénnten, argumentierte
Rytz. Der Finanzminister verteidigte die Méglichkeit des Bundesrates, die Unternehmen
zur Umstellung verpflichten zu kénnen, da sonst in zwei, drei Jahren eine solche
Formulierung neu ins Gesetz eingeflgt werden musste, wenn eine solche Verpflichtung
dann doch erwilnscht sein sollte. Wiederum folgte der Rat dem Vorschlag der
Kommissionsmehrheit und lehnte den Minderheitsantrag Rytz mit 111 zu 81 Stimmen (bei
1Enthaltung) ab. Den Minderheitsantrag unterstitzten SP, Griine und Grinliberale.
Uberdies lagen zwei weitere Minderheitsantrage vor: Eine weitere Minderheit Amaudruz
forderte den Verzicht auf einheitliche Formulare, welche die Kommission wieder
hinzugeflgt hatte, nachdem sie der Bundesrat nach der Vernehmlassung gestrichen
hatte. Mit 139 zu 53 Stimmen fand auch dieser Vorschlag ausserhalb der Reihen der
SVP-Fraktion keine Zustimmung. Des Weiteren forderte eine Minderheit Aeschi (svp,
ZG) den Verzicht auf die systematische Nutzung der AHV-Nummern durch die ESTV,
welche neu erlaubt werden sollte. Die Gefahr des Datendiebstahls sei zu hoch, wenn
die AHV-Nummer Uberall verwendet werde, betonte er. Finanzminister Maurer konterte
hingegen, dass es gerade bei Rentenauszahlungen am sichersten sei, wenn die ESTV
dieselbe Identifikationsnummer verwende wie die AHV-Ausgleichskassen. «Denken Sie
an die hundert Hans Mduller», forderte er. Wiederum folgte der Rat mit 139 zu 53
Stimmen der Kommissionsmehrheit. Abschliessend stimmte der Nationalrat der
geanderten Vorlage mit 148 zu 45 Stimmen zu, abgelehnt wurde sie von einer Mehrheit
der SVP-Fraktion. ©

Im Juni 2021 reichte Céline Amaudruz (svp, GE) zwei parlamentarische Initiativen ein,
mit denen sie einen vollstandigen Abzug fiir die von den Steuerpflichtigen getragenen
Krankheits- und Unfallkosten verlangte, einerseits bei den nationalen (Pa.lv. 21.460)
und andererseits bei den kantonalen und kommunalen Steuern (Pa.lv. 21.475). Auf
Bundesebene sei ein Abzug vom Reineinkommen bisher nur méglich, wenn die Kosten
mehr als 5 Prozent des Reineinkommens betragen, wahrend die Kosten auf kantonaler
Ebene einen kantonal bestimmten Selbstbehalt Ubersteigen mussen, was zu ganz
unterschiedlichen Abzugsmoglichkeiten zwischen den Kantonen fuhre.

Die WAK-NR gab beiden Forderungen im April 2022 mit 15 zu 9 Stimmen Folge und
verwies dabei auf die steigende Pramienlast. Im Oktober 2022 entschied sich jedoch
ihre Schwesterkommission mit 6 zu 5 Stimmen knapp gegen Folgegeben, da sie die
daraus resultierenden Steuerausfélle und die hohen Administrationskosten scheute. ’
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In der Wintersession 2022 begann der Nationalrat die Beratung des neuen Gesetzes fiir
eine Tonnagesteuer fiir Hochseeschiffe. Kommissionssprecherin Amaudruz (svp, GE)
betonte, dass die Mehrheit der WAK-NR mit diesem Gesetz ein klares Signal an die
Wirtschaft senden wolle und dass man davon ausgehe, dass die EinfUhrung einer
Tonnagesteuer zu hdheren Steuereinnahmen und neuen Arbeitsplatzen fuhre. Die
Tonnagesteuer diene dazu, Hochseetransportunternehmen in der Schweiz zu halten,
nachdem deren Sonderregelungen zur Besteuerung mit dem STAF abgeschafft worden
waren. Diese neue Regelung sei OECD-konform und werde auch in der EU angewendet.
Finanzminister Maurer betonte, dass die Vorarbeiten zu dieser Vorlage aus einer Zeit
stammten, in der es der Hochseeschifffahrt Uberaus schlecht ging, und erinnerte an die
entsprechenden Blrgschaften des Bundes. Zwar gebe es verfassungsrechtliche Grinde
fur und wider eine Tonnagesteuer, jedoch sei es volkswirtschaftlich wichtig, die
Hochseeschifffahrt in der Schweiz mit derjenigen im Ausland gleichzustellen. «Zum
Standort Schweiz, einem zuverlassigen Standort mit hohem Know-how, gehdren eben
auch diese Schiffe», betonte der Finanzminister.

Im Nationalrat lagen ein Antrag Bertschy (glp, BE) auf Nichteintreten sowie ein Antrag
Wermuth (sp, AG) auf Rickweisung des Entwurfs an den Bundesrat vor, wobei dieser
die «6kologische und soziale Verantwortung der Schifffahrtsbranche» im Entwurf hatte
stéarken sollen. Zudem hatte auch die FK-NR in einem Mitbericht aus finanziellen
Grinden den Verzicht auf das neue Gesetz gefordert. Kathrin Bertschy brachte
verschiedene Grinde fur ihren Nichteintretensantrag an: Einerseits halte man die
Verfassungsmaéssigkeit der Vorlage, insbesondere den Grundsatz der Besteuerung nach
wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit und der rechtsgleichen Besteuerung, nicht fur
gegeben. Zwei Gutachten seien diesbezlglich zu unterschiedlichen Schlissen
gekommen, was insbesondere an ihrer unterschiedlichen Einschatzung der Frage, ob
die Hochseeschifffahrt in der Schweiz ohne diese Vorlage in ihrer Existenz geféahrdet
sei, gelegen habe. Aufgrund der guten aktuellen wirtschaftlichen Lage der
entsprechenden Branche verneine die Minderheit diese existenzielle Bedrohung, die
eine Voraussetzung fur die Verfassungsmassigkeit darstelle. Zudem héatten sowohl der
Bundesrat als auch die FK-NR in ihrem Mitbericht erklart, die Auswirkungen der Vorlage
auf den Bundeshaushalt seien unklar. Mit diesem Entwurf kdénnten
Rohstoffunternehmen die OECD-Mindestbesteuerung unterwandern, zumal sie den
Schifffahrtsunternehmen gemass Schatzungen von Expertinnen und Experten eine
Besteuerung von 6 bis 7 Prozent erlaube. Schliesslich verlangte Bertschy, dass nur
Unternehmen von der Steuer profitieren dirften, die mindestens unter EU- oder EWR-
Flagge fahren, damit sie auch die entsprechenden Arbeits- und Umwelterfordernisse
erfullen mussten. Eine entsprechende Regelung sei jedoch nach der Vernehmlassung
aus dem Entwurf gestrichen worden. Ahnlich argumentierte auch Cédric Wermuth, der
Uberdies auch die Besteuerung nach Tonnage als unsinnig hervorstrich. Wenn man aber
eine Tonnagesteuer wolle, musse diese so ausgestaltet sein, dass die 6kologische und
soziale Verantwortung der Branche gestarkt werde.

In der Folge lehnte der Nationalrat beide Minderheitsantrage ab (mit 107 zu 83 Stimmen
bei 4 Enthaltungen respektive mit 103 zu 90 Stimmen bei 1 Enthaltung), wobei SP und
Grlne sowie eine Minderheit der Mitte-Fraktion beide Minderheitsantrage annahmen,
wahrend die GLP geschlossen den Rickweisungsantrag, aber nur zur Halfte den
Nichteintretensantrag unterstutzte.

In der Detailberatung vertrat die Kommissionsmehrheit zwei Anderungsantrége:
Einerseits wollte sie auch die Kreuzfahrtschiffe ausdricklich der Tonnagesteuer
unterstellen, obwohl der Bundesrat diese in der Botschaft bereits als Teil des
Personentransports erachtet hatte. Eine Minderheit Bertschy sprach sich gegen den
Einbezug der Kreuzfahrtschiffe aus, zumal Kreuzfahrten einen <«unsinnigen»
Tourismuszweig darstellten, den man gegentber dem Tourismus in der Schweiz nicht
einseitig  subventionieren  solle.  Der  Nationalrat folgte jedoch  seiner
Kommissionsmehrheit.

Als zweite Anderung verlangte die Kommission, dass nur diejenigen Schiffe zur
Tonnagesteuer zugelassen werden, deren «strategischels] und kommerzielle[s]
Management [...] in der Schweiz ausgelbt wird». Damit wollte man die Problematik
|6sen, dass die im Vernehmlassungsentwurf vom Bundesrat vorgeschlagene
Beschréankung auf in der EU und im EWR zugelassene Schiffe gegen WTO-Recht
verstossen wirde. Dies war folglich auch die Kritik an einem Minderheitsantrag Badran
(sp, ZH), welcher ebendiese Einschrénkung forderte. WTO-konform wére gemaéss den
Kommissionssprechenden auch der Antrag der Minderheit Ryser (gp, SG), nur Flotten
zuzulassen, die zu 60 Prozent im Schweizer Schifffahrtsregister eingetragen sind. Diese
Losung erachtete Finanzminister Maurer jedoch als zu restriktiv und als «Schmalerung
der Attraktivitdt der Schweizer Tonnagesteuer». Die Kommissionsmehrheit setzte sich
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in der Folge mit ihrem Alternativvorschlag gegen die Minderheitsantrage durch.

Darlber hinaus versuchten verschiedene Minderheiten die vorgeschlagenen
Regelungen zu ver- oder entscharfen. So erachtete eine Minderheit Amaudruz den
Vorschlag von Bundesrat und Kommissionsmehrheit als zu einschréankend und schlug
mehrere Anderungen vor: Erstens sollte die Liste der mittels Tonnagesteuer
besteuerten Zwecke nicht abschliessend genannt werden, was der Nationalrat jedoch
ablehnte, weil es gemass Kommissionssprecher Mduller (mitte, LU) gegen das
Legalitatsprinzip verstossen wirde. Zweitens sollte die Regelung fur Schiffe zur
Errichtung und zum Unterhalt von Offshore-Bauwerken auf alle Seeschiffe mit
maritimen Dienstleistungen fur die Offshore-Industrie ausgedehnt werden. Zudem
wollte Amaudruz die Regelung zu den Gewinnen aus Nebentéatigkeiten, die ebenfalls via
Tonnagesteuer besteuert werden kdnnen, ausweiten. Der Nationalrat lehnte jedoch
samtliche Antréage ab.

Eine Minderheit Wermuth schlug hingegen vor, die weitere, 30-prozentige Erméassigung
des steuerbaren Reingewinns bei Erflllung von o&kologischen Anforderungen zu
streichen. Beispiele aus anderen Staaten mit deutlich restriktiveren Regelungen hatten
gezeigt, dass solche Belohnungen keine Wirkung auf die 6kologischen Massnahmen auf
den Schiffen hatten. Auch hier setzte sich die Kommissionsmehrheit jedoch durch und
behielt die Ermassigung bei.

In der Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat den Entwurf mit 99 zu 85 Stimmen (bei
3 Enthaltungen) gut, wobei die ablehnenden Stimmen von der SP-, der Grlnen-, fast
der gesamten GLP- und einer Minderheit der Mitte-Fraktion stammten. ®

Im Juni 2023 verlangte die WAK-NR in einer Motion eine angemessene, auf dem
Substanzwert basierende Bewertung von personenbezogenen Gesellschaften fiir die
Bemessung der Vermdgenssteuern. Als personenbezogene Gesellschaften definierte
sie diejenigen Gesellschaften, deren «hauptsachliche Wertschopfung vom Inhaber oder
von der Inhaberin der Gesellschaft erzielt wird». Die Motion basierte auf einer
parlamentarischen Initiative Amaudruz (svp, GE; Pa.lv. 21.5620), welche der Nationalrat
abgelehnt hatte. In der Nationalratsdebatte in der Herbstsession 2023 legten die
Kommissionssprecherinnen Schneeberger (fdp, BL) und Amaudruz die Problematik
etwas ausflhrlicher dar: Gemaéass StHG erfolge die Bewertung der Wertpapiere zum
Verkehrswert, wobei jedoch die entsprechende Berechnung fur die steuerpflichtige
Person unklar sei. Die Losung, welche die ESTV in einem Kreisschreiben verbreitet habe,
fihre nun aber bei einem tiefen Kapitalisierungsfaktor zu stossend hohen
Ertragswerten. Eine Minderheit Glattli (gp, ZH) empfahl die Motion zur Ablehnung, da
die Kantone bereits Spielraum héatten und diesen auch nutzten. Mit 118 zu 68 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Motion an. ?

Im Mai 2023 beantragte die WAK-NR ihrem Rat erneut mit 14 zu 8 Stimmen (bei 1
Enthaltung), den beiden parlamentarischen Initiativen von Céline Amaudruz (svp, GE)
fur einen vollstandigen Abzug fiir die von den Steuerpflichtigen getragenen
Krankheits- und Unfallkosten Folge zu geben. Eine Minderheit Bertschy (glp, BE) sprach
sich dagegen aus. Céline Amaudruz verwies auf die stark ansteigenden
Krankenkassenprémien, die Inflation insgesamt und auf die dadurch wachsende
finanzielle Belastung fur die Bevdlkerung. Zudem solle die Einkommenssteuer nur das
Nettoeinkommen  besteuern, was hier jedoch nicht gewahrleistet sei.
Minderheitensprecherin Bertschy sprach sich gegen Folgegeben aus, da eine der zwei
Vorlagen nur den Personen mit hohen Einkommen zugutekomme - die anderen
bezahlten gar keine Bundessteuern - und beide Vorlagen bei Bund, Kantonen und
Gemeinden fir hohe Steuerausfélle sorgen wirden. Mit 100 zu 73 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) entschied sich der Nationalrat in der Herbstsession 2023 gegen
Folgegeben. Zustimmung fanden die zwei Initiativen bei den Mitgliedern der SVP- und
der FDP-Fraktion sowie bei einem Mitglied der Mitte-Fraktion. Damit waren beide
Initiativen erledigt. ™
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Indirekte Steuern

Die Anderung des Bundesgesetzes iiber die Stempelabgaben beruht auf der Motion
Abate (fdp, TI), welche die Anerkennung bestimmter italienischer Finanzintermediare
als Borsenagenten und ihre Befreiung von der Umsatzabgabe forderte. Denn bei der
italienischen Steueramnestie 2009 war verlangt worden, dass bisher unversteuerte
Vermogenswerte zur Regularisierung nach Italien repatriiert, das heisst von
italienischen Finanzintermedidren verwaltet werden. Dadurch unterliegen solche
Transaktionen jedoch mehrfach der schweizerischen Umsatzabgabe, wodurch
insbesondere im Tessin ein Wettbewerbsnachteil des Schweizer Finanzplatzes fur
italienische Kundinnen und Kunden entstehe. Aufgrund dieses Ursprungs der
Gesetzesanderung sind momentan nur italienische Finanzintermedidre von der
Neuerung betroffen, durch die neutrale Formulierung des Gesetzestexts kdnnen zur
Aufrechterhaltung der Rechtsgleichheit in Zukunft aber auch Finanzintermediare aus
anderen Landern unter den gleichen Voraussetzungen von der Umsatzabgabe befreit
werden. Dadurch kénnen gemass der Botschaft des Bundesrates Steuerausfalle von
rund CHF 10 Mio. entstehen, die jedoch mittel- bis langfristig durch die Starkung der
Finanzintermediare im Kanton Tessin und entsprechenden Mehreinnahmen
kompensiert werden kénnen. In der vorparlamentarischen Phase stiess die Vorlage auf
viel Zustimmung: 34 der 35 Vernehmlassungsteilnehmer sprachen sich flr die
Gesetzesanderung aus, einzig Travail.Suisse beflrchtete, dass die Steuerausfalle
deutlich héher sein kdnnten als geplant. Die WAK-NR stimmte der Vorlage mit 19 zu O
Stimmen bei 2 Enthaltungen deutlich zu.

Entsprechend kurz zeigte sich auch die Debatte im Nationalrat, Céline Amaudruz (svp,
GE) und Leo Miller (cvp, LU) fur die Kommission und Finanzminister Maurer fir den
Bundesrat meldeten sich als einzige zu Wort. Ubereinstimmend mit ihren Voten sprach
sich der Nationalrat einstimmig mit 175 Stimmen (ohne Enthaltung) fir die
Gesetzesadnderung aus. "

Finanz- und Ausgabenordnung

Die Neue Finanzordnung 2021 soll es dem Bundesrat ermdglichen, die direkten
Bundessteuern (DBST) und die Mehrwertsteuer (MWST) befristet bis zum 31. Dezember
2035 auch weiterhin erheben zu kénnen. Die geltende Finanzordnung erlaubt ihm dies
lediglich bis 2020. In der Wintersession beriet der Nationalrat als Erstrat den
entsprechenden Bundesbeschluss. Aufgrund der Wichtigkeit dieser Steuern - sie
machen gemeinsam mit CHF 42 Mrd. pro Jahr mehr als 60 Prozent des
Bundeshaushaltes aus - war die Verlangerung an sich unbestritten. Diskutiert wurde
stattdessen Uber die Frage, ob die Regelung wie bis anhin befristet werden soll oder
nicht - und allenfalls auf wie viele Jahre. Im Vernehmlassungsentwurf hatte der
Bundesrat wie bereits im Bundesbeschluss zur Neuen Finanzordnung im Jahr 2002 eine
Aufhebung der Befristung vorgeschlagen. Die Kantone hatten eine solche Anderung
grosstenteils beflrwortet, die Verbédnde waren ungefahr zur Hélfte dafur, die Parteien
lehnten sie jedoch mehrheitlich ab. Der Bundesrat strich entsprechend den Vorschlag
aus dem Bundesbeschluss, was die Nationalrdte jedoch nicht von dessen Diskussion
abhielt. Die sozialdemokratische und die grine Fraktion beantragten durch einen
Antrag Birrer-Heimo (sp, LU) eine Aufhebung der Befristung mit der Begriindung, dass
die Erhebung dieser Steuer aufgrund ihrer Relevanz sowie mangels Alternativen nicht in
Frage gestellt werden kénne und daher die regelmassig wiederkehrenden
Abstimmungen daruber keinen Demokratiegewinn, sondern lediglich unndétige Kosten
mit sich bringen wulrden. Eine erneute Befristung sei zudem nicht zentral fur die
kritische Diskussion des Steuersystems des Bundes sowie dessen Ausgaben und
Einnahmen, da eine solche kaum im Rahmen der Neuen Finanzordnung, sondern im
Rahmen von Sachabstimmungen stattfinde. Auf der anderen Seite bevorzugte die SVP-
Fraktion, in Form eines Antrags Amaudruz (svp, GE), eine Befristung der Steuern auf 10
anstelle von 15 Jahren, was dem Volk eine haufigere Uberpriifung der Angemessenheit
dieser Steuern erlauben wirde. Fur den bundesratlichen Vorschlag argumentierte Leo
Muller (cvp, LU), dass eine erneute Befristung auf 15 Jahre einerseits der Tatsache
Rechnung trage, dass die Aufhebung der Befristung der Bundessteuern bereits 1977,
1979 sowie 1991 an der Urne abgelehnt worden war, dass sie andererseits aber das Volk
nicht bereits in kiirzester Zeit wieder an die Urne rufe - wie es bei einer Befristung auf
10 Jahre der Fall ware. Diese Meinung teilte die Mehrheit des Nationalrats und nahm
den Entwurf des Bundesrates mit 178 zu 9 Stimmen an. Bestéatigt wurde damit auch die
Streichung einer mit dem Inkrafttreten des Biersteuergesetzes vom 6. Oktober 2006
hinfallig gewordenen Ubergangsbestimmung zur Erhebung der Biersteuer (Art. 196 Ziff.
15 BV). Die Vorlage geht nun an den Standerat, abschliessend werden Volk und Stande
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Uber die Verlangerung der Ernebung der Bundessteuern entscheiden.

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Private Vorsorge

In der Sommersession 2022 verabschiedete das Parlament die Flexibilisierung der
Besteuerung von Leibrenten. Fir die WAK-NR préasentierten Daniela Schneeberger
(fdp, BL) und Céline Amaudruz (svp, GE) dem Nationalrat die Vorlage; Schneeberger
lobte die vorliegende Losung als «flexibel» und «angemessen», da die Besteuerung der
Leibrenten bei einem Zinsanstieg ebenfalls erhdht werde. Eine Minderheit Wermuth
(sp, AG) beantragte hingegen Nichteintreten, da es bei dieser Vorlage «um eine doch
sehr marginale Frage» gehe, von der Uberdies nur vermogende Personen profitieren
wirden - gleichzeitig blieben Probleme, deren Lésung allen Personen zugute kdme,
weiterhin ungeldst. Zudem komme der Wegfall der Pauschalbesteuerung in Anbetracht
der steigenden Zinsen zum falschen Zeitpunkt, da man damit ein falsches Signal sende.
Dies Uberzeugte jedoch neben der SP-Fraktion lediglich Stefania Prezioso (egsols, GE).
Folglich trat der Nationalrat mit 131 zu 37 Stimmen auf das Geschéaft ein und nahm
dieses in der Folge ohne weitere Diskussionen mit 148 zu 37 Stimmen an.

Die Schlussabstimmungen passierte die Vorlage mit 156 zu 37 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) und 43 zu O Stimmen (bei 2 Enthaltungen) problemlos. Somit werden
Leibrenten  zukinftig nicht mehr pauschal, sondern entsprechend der
Anlagemdglichkeiten besteuert. ©
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